
Die Jobcenter sollen reformiert wer-

den. Dazu hat das Bundesverfassungs-

gericht die Bundesregierung Ende 2007

in einem Urteil aufgefordert (AZ 2 BVR

2433/04; 2 BVR 2434/04). Die Arbeitsge-

meinschaften (Argen) seien als Gemein-

schaftseinrichtung der Bundesagentur

für Arbeit und kommunaler Träger in

der bestehenden Form nicht zulässig.

Jetzt liegt ein Gesetzentwurf vor, mit

dem die Regierung das Problem an-

gehen will. Kern der Reform: Die 370

Jobcenter mit ihren 59 000 Beschäftig-

ten sollen ab 2011 in öffentlich-recht-

lich organisierte Zentren für Arbeit und

Grundsicherung (ZAG) übergehen.

Damit diese neuen Zentren auch

rechtmäßig sind, will die Koalition das

Grundgesetz ändern. Allerdings hat-

ten die Richter ausdrücklich bemän-

gelt, dass durch die Mischträgerschaft

für die Bürger/innen das Handeln ei-

ner Verwaltung nicht klar einer Ebe-

ne zuzuordnen sei. Daran würde sich

mit der Einrichtung der ZAG nichts

ändern.

Durch die Reform würden die bei-

den Rechtskreise – das beitragsfinan-

zierte Arbeitslosengeld (Alg) I, gere-

gelt im Sozialgesetzbuch (SGB) III, und

das steuerfinanzierte Alg II, geregelt

im SGB II – auch organisatorisch ge-

trennt. Die Folge der Reform: Die ge-

samte Verwaltung von Hartz-IV-Leis-

tungen wird selbstständig. „Das bringt

den betroffenen Leistungsempfängern

überhaupt nichts. Für die Beschäftig-

ten ergeben sich nur Verschlechte-

rungen, weil ihre bisherigen Vertre-

tungsstrukturen zerschlagen werden.

Die Zuständigkeiten und Verantwort-

lichkeiten sind nicht klar geregelt, es

gibt zwischen ZAG, Ländern und Bund

zwar ein komplexes Steuerungssystem,

aber es ist unklar, ob es funktioniert“,

sagt ver.di-Bundesvorstandsmitglied

Elke Hannack. 

Die Eigenständigkeit jedes einzelnen

ZAG würde zum Beispiel für Berlin 

bedeuten, dass die heutigen zwölf 

Jobcenter nach der Reform ohne den

Einfluss des Landes oder der Bezirke

tätig wären – und damit auch nicht 

koordiniert für die gesamte Stadt. „Die

Berliner Landes- und Kommunalpolitik

würde sich mit einer solchen Neuorga-

nisation aus der direkten Verantwor-

tung für die Betreuung von über

600 000 Bürgerinnen und Bürgern 

verabschieden und die Ausgliederung

kommunaler Leistungen vorantreiben“,

sagt Uwe Januszewski, Hauptpersonal-

ratsvorsitzender des Landes Berlin.

Raus aus der Tarifbindung

Karl Obermann, Vorsitzender der ver.di-

Fachgruppe Arbeitsverwaltung, be-

fürchtet, dass dann „jeder Kirchturm

zwangsläufig seine eigene Politik

macht“. Und die Beschäftigten fallen

aus dem für sie geltenden Tarifver-

trag der Bundesagentur für Arbeit he-

raus. Bis mit den ZAG jeweils eigene

Tarifverträge ausgehandelt sind, soll

der schlechtere Tarifvertrag für den Öf-

fentlichen Dienst gelten. Obermann

geht zudem davon aus, dass die be-

rufliche Weiterentwicklung der Beschäf-

tigten durch die Aufteilung in selbst-

ständige Einheiten erschwert wird.

Der Betreuungsschlüssel wurde durch

eine Neudefinition des Bundesarbeits-

ministeriums verschärft. Allerdings wer-

den bei der Berechnung Gruppen von

Erwerbslosen außen vor gelassen. 

Außerdem zählen nicht nur die Fall-

manager dazu, auch Beschäftigte im

Empfangsbereich und Führungsperso-

nal werden eingerechnet. Das führt 

dazu, dass die Vermittler für deutlich

mehr Erwerbslose zuständig sein wer-

den, als der Schlüssel angibt.

„Am Elend von Hartz IV ändert sich

durch die Reform nichts“, kritisiert Bern-

hard Jirku, beim ver.di-Bundesvorstand

für die Erwerbslosen zuständig. „Im

Gegenteil: die Abtrennung führt zu

einer Alg-II-Sonderkaste.“ Statt eine

frühzeitige Unterstützung durch Ver-

bindungen und Schnittmengen beim

Alg I und Alg II herzustellen, würden

die Brücken durch die Reform gekappt.

„Die Leute möchten wieder aus dem

Alg II rauskommen. Für sie ist die 

Absonderung schlimm“, sagt Jirku.

Zu befürchten sei mehr „Landrecht“. 

ver.di fordert weiter eine Betreu-

ung von Erwerbslosen aus einer Hand.

„Es muss sichergestellt werden, dass

Erwerbslose in vergleichbarer Lebens-

lage gleich behandelt werden und 

gleiche Förderchancen erhalten, egal

von welchem Organisations- oder Fi-

nanzierungssystem sie betreut wer-

den“, schreibt der ver.di-Vorsitzende

Frank Bsirske in einem Brief an Bun-

desarbeitsminister Olaf Scholz (SPD). 
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„Die Leute bei der Arbeitsagentur wa-

ren geplättet“, berichtet Norbert Koes-

ling, der bei ver.di die Praktiker-Bau-

märkte betreut. Kurzarbeit im Einzel-

handel – das habe es ja noch nie ge-

geben. Doch weil für das arbeitsmarkt-

politische Instrument seit Anfang Feb-

ruar neue Regeln gelten, kann die Bau-

marktkette es jetzt nutzen: Geht in ei-

ner Filiale der Umsatz um mehr als zehn

Prozent zurück, arbeiten die Mitarbei-

ter jeweils zwei Tage weniger im Mo-

nat. Den Verdienstausfall ersetzt das

Arbeitsamt bei Alleinstehenden zu 60

Prozent; wer eine Familie hat, bekommt

67 Prozent. Jeden Monat wird die La-

ge neu geprüft, und auch differenzier-

te Lösungen zum Beispiel nur für die

Gartenbauabteilung sind denkbar. 

Etwa ein Viertel der Praktiker-Märk-

te arbeiten im März dieses Jahres mit

einer ausgedünnten Belegschaft. „Das

ist natürlich viel besser, als wenn es

dort zu Entlassungen käme“, sagt Ko-

esling. Von der Regelung, die bis zu

18 Monate lang genutzt werden kann,

profitieren Beschäftigte und das Un-

ternehmen gleichermaßen: Die kom-

plette, gut eingearbeitete Mannschaft

bleibt an Bord. 

Während Praktiker Vorreiter in sei-

ner Branche ist, ist Kurzarbeit im Trans-

portgewerbe weiter verbreitet. Bei Luft-

hansa Cargo ist der Umsatz im Ver-

gleich zum Vorjahr um ein Viertel ein-

gebrochen. Die Konsequenz: Die 2 600

Bodenmitarbeiter in Deutschland ar-

beiten zur Zeit nur 80 Prozent, be-

kommen aber immerhin 90 Prozent ih-

res Lohns. Ganz fatal sieht es für vie-

le Logistikbetriebe aus, die Teile für die

Autoproduktion transportieren. Und

auch in den Häfen sind die Ladungen

seit November zum Teil auf die Hälfte

geschrumpft, nachdem im Sommer

noch exorbitante Zuwachsraten re-

gistriert worden waren. Von den 2 800

Beschäftigten des Gesamthafenbetriebs

in Bremen und Bremerhaven haben

1800 zeitweise zwangsfrei; manche

müssen sogar ganz zu Hause bleiben.

Die Garantiekasse, mit der der Ersatz-

lohn bisher aufgestockt wird, ist fast

leer. „Wenn es so bleibt, sind betriebs-

bedingte Kündigungen nicht mehr aus-

geschlossen“, sagt der ver.di-Hafense-

kretär Harald Bethge. 

Der ver.di-Bundesfachgruppenleiter

für Logistik, Werner Scheffer, plädiert

dafür, bei den wirtschaftlichen Daten

kritisch hinzugucken. „Manche Arbeit-

geber malen jetzt Horrorszenarien, weil

sie bestimmte Teile ihres Personals los-

werden wollen.“ Viele Transport- und

Lagerunternehmen haben sich seit

Herbst bereits von ihren Leiharbeitern

getrennt und Überstundenkonten ab-

gebaut. Nun gehen bei ver.di verstärkt

Anfragen nach Sanierungstarifverträ-

gen ein. 

„Wir merken die Krise nicht an der

Zahl der Auftragseingänge, sondern an

deren Umfang“, berichtet Helmut Ebel,

stellvertretender Betriebsratsvorsitzen-

der bei Kolb Wellpappe. Auf etwa 30

Prozent schätzt er das gegenwärtige

Minus. „Der Arbeitgeber will am liebs-

ten, dass die Kollegen Urlaub nehmen,

aber wir sind für Kurzarbeit.“ Zur Zeit

laufen die Verhandlungen über eine

entsprechende Betriebsvereinbarung.

In solchen Verträgen wird nicht nur 

geregelt, wie lange im Voraus die 

Mitarbeiter erfahren, wann sie zu 

Hause bleiben sollen. 

In vielen Fällen gelingt es auch, das

gesetzliche Kurzarbeitergeld durch das

Unternehmen aufstocken zu lassen. So

bekommen die Beschäftigten der CWN

Druckerei in Hameln bis zu 95 Pro-

zent ihres Nettolohns, auch wenn sie

ein Drittel weniger arbeiten. Nach zwei

Kurzarbeitsmonaten zu Beginn des 

Jahres läuft dort gerade alles wieder

normal. Aufgrund solcher Schwankun-

gen sei es aber schwierig, in den Aus-

fallzeiten Weiterbildungen zu organi-

sieren, sagt Betriebsrätin Anke Spren-

ger. Doch sie bemüht sich. Schließ-

lich hat der Staat finanzielle Anreize

geschaffen, damit Betriebe die Kurz-

arbeitsphasen für die Qualifizierung 

ihrer Mitarbeiter nutzen.

ANNETTE JENSEN

Kurzarbeiterboom
Im Februar wurden 700 038 Beschäf-

tigte von ihren Betrieben neu zur

Kurzarbeit angemeldet. Im Januar

waren es 290 774 – und vor einem

Jahr gerade einmal 15 248. Die mit

Abstand größte Gruppe sind Beschäf-

tigte im produzierenden Gewerbe.

Doch auch in vielen Dienstleistungs-

unternehmen gibt es extreme Steige-

rungsraten. In der Branche Verkehr

und Lagerei stehen jetzt 17 196 Men-

schen neu auf den Listen und damit

49 Mal so viele wie vor einem Jahr.

Wie viele Menschen gegenwärtig tat-

sächlich kurzarbeiten, weiß niemand,

weil die Statistik erst mit mehrmona-

tiger Verspätung vorliegen wird.

Manche Betriebe melden vorsorglich

Kurzarbeit an und nutzen die Mög-

lichkeit dann doch nicht oder nur 

teilweise. 

Weniger arbeiten, damit alle an Bord bleiben
Durch die Krise sinken vielerorts die Aufträge. Manche Druckereien, Baumärkte, Luftfrachtunternehmen

und Häfen reagieren mit Kurzarbeit 

W I R T S C H A F T S K R I S E

Ein Schirm für alle
Ab 2011 sollen die Jobcenter verselbstständigt werden. ver.di befürchtet weitere Nachteile für die

Bezieher/innen von Arbeitslosengeld II und fordert Betreuung aus einer Hand

A R B E I T S V E R W A L T U N G

V O N H E I K E  L A N G E N B E R G

16,9 Millionen Haushalte leb-

ten Anfang 2008 in selbst genutz-

tem Haus- oder Wohneigentum. Das

sind 43 Prozent aller Privathaushalte.

Seit 2003 ist der Anteil nahezu kon-

sant geblieben. (QUELLE: STATISTI-

SCHES BUNDESAMT, WWW.DESTATIS.DE)

Die Mandate in den Kommu-
nalparlamenten deutscher Groß-

städte werden zu 33 Prozent von

Frauen besetzt. Spitzenreiter ist

München mit 47,5 Prozent, Schluss-

licht Salzgitter mit 15,2 Prozent der

Mandate (QUELLE: HEINRICH-BÖLL-

STIFTUNG, WWW.BOELL.DE) 

Von Langzeitarbeitslosigkeit
sind Frauen stärker betroffen
als Männer. 36,5 Prozent der ar-

beitslosen Frauen sind länger als

zwölf Monate ohne bezahlte Arbeit,

bei den Männern 30,5 Prozent.

(QUELLE: BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT)
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Geld für Kinder fehlt
Der Präsident des Deutschen Kinder-

schutzbundes, Heinz Hilgers, befürch-

tet, dass die Zahl armer Kinder durch

die Wirtschaftskrise stark ansteigen

wird. Durch die Krise fehle das Geld für

eine Kindergrundsicherung, die der 

Kinderschutzbund fordert. Da in armen

Stadtteilen mehr Kinder geboren wer-

den als in reichen, geht Hilgers davon

aus, dass in 20 Jahren die Hälfte der

Kinder in sozial schwachen Familien le-

ben werden. Das sagte er der Neuen

Osnabrücker Zeitung.

S C H U L E N

Zuschüsse bis zum Abitur
Die Regierungskoalition hat sich An-

fang März darauf geeinigt, dass auch

die Kinder aus Geringverdiener-Fami-

lien künftig bis zum Abitur staatliche

Zuschüsse erhalten. Ursprünglich war

das nur bis zur 10. Klasse für Kinder

von Hartz-IV-Beziehenden geplant 

(siehe auch ver.di PUBLIK 12_2008). Sie

erhalten bis zum Abi 100 Euro pro Jahr,

ebenso wie Vollzeit-Berufsschüler. 

F R A U E N

Verdienst bleibt geringer
Immer noch liegen die Monatsverdiens-

te von Frauen rund 20 Prozent unter

denen von Männern. Das hat eine Aus-

wertung von 25000 Arbeitsentgelten

durch das WSI-Tarifarchiv der Hans-

Böckler-Stiftung ergeben. Auch Son-

derzahlungen wie Gewinnbeteilung,

Weihnachts- oder Urlaubsgeld bekom-

men Frauen seltener. Die Gründe: Frau-

en gelangen seltener in Führungspo-

sitionen und arbeiten häufiger als Män-

ner in nicht tarifgebundenen Unter-

nehmen. www.boeckler.de

H A R T Z  I V

Langer Bezug
Lange Bezugsdauern und wiederhol-

te Bedürftigkeit kennzeichnen die 

Realität mit dem Hartz-IV-Gesetz. Im

Dezember 2007 bezogen mehr als 78

Prozent der Betroffenen die Leistun-

gen länger als ein Jahr. Das hat das

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung ermittelt. Kinderlose Paare

und Alleinstehende schafften den Aus-

stieg aus dem Leistungssystem danach

am schnellsten. Im Februar 2009 be-

zogen 6,7 Millionen Menschen Leis-

tungen nach Hartz IV. Weniger als ein

Drittel sind „arbeitslose, erwerbsfähi-

ge Hilfebedürftige“. Die Mehrzahl sind

Kinder, Aufstocker, Alleinerziehende

mit Kindern unter drei Jahren sowie

Personen in Ein-Euro-Jobs oder Wei-

terbildungen. www.iab.de

F I N A N Z M Ä R K T E

Nachhaltige Lehren
ver.di fordert die Bundesregierung auf,

Lehren aus der Finanz- und Wirtschafts-

krise zu ziehen. „Solche Krisendimen-

sionen müssen zukünftig unmöglich

sein“, sagte Bundesvorstandsmitglied

Uwe Foullong. Eine strenge Regelung

der Finanzmärkte sei erforderlich. Un-

ternehmen, die aus Steuermitteln un-

terstützt werden, dürften Beschäftig-

te nicht entlassen.    www.verdi.de
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